
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bericht über die Tätigkeiten 

der Mitglieder der Landesregierung 

gemäß § 5 Abs. 4  

des Landesgesetzes über die Rechtsverhältnisse 

der Mitglieder der Landesregierung Rheinland-Pfalz 

(Ministergesetz) 

für das Jahr 2017 

 

 

 

 



 

A. Allgemeines 

Die Landesregierung legt dem Landtag den Bericht über die außeramtlichen 

Tätigkeiten der Mitglieder der Landesregierung vor. 

Die Berichtspflicht der Landesregierung ist in § 5 Abs. 4 des Landesgesetzes über 

die Rechtsverhältnisse der Mitglieder der Landesregierung (Ministergesetz) normiert 

und wurde durch das Landesgesetz zur Änderung des Ministergesetzes und 

dienstrechtlicher Vorschriften vom 20. Dezember 2000 (GVBl. S. 582), das zum 

1. Januar 2001 in Kraft getreten ist, eingeführt. 

Danach berichtet die Landesregierung jeweils bis zum 1. April des Folgejahres dem 

Landtag über die außeramtlichen Tätigkeiten ihrer Mitglieder im vorangegangenen 

Kalenderjahr. Es werden alle Tätigkeiten erfasst, die nicht unmittelbar zum Amtsver-

hältnis gehören und unter die Tätigkeitsbeschränkungen von § 5 Ministergesetz 

einzuordnen sind. 

 

B. Form und Inhalt des Berichts 

Die nachfolgenden Übersichten geben abschließend für jedes Mitglied der Landes-

regierung die Art der außeramtlichen Tätigkeit und die Institution wieder, bei welcher 

die Tätigkeit ausgeübt wird. Die Darstellung weist im Hinblick auf eine umfassende 

Transparenz auch die Einkünfte – gegliedert nach Aufwandsentschädigung und 

Sitzungsgeld – aus den außeramtlichen Tätigkeiten und die an das Land abge-

lieferten Beträge aus.  

Der Bericht umfasst das Kalenderjahr 2017. 

 

 


